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Mit dem vorliegenden — zur Publikation vorgesehenen — Urteil setzte sich das Bundesgericht mit der
Unterscheidung zwischen einerseits selbststédndigem Pflegefachpersonal nach Art. 49 KVV sowie andererseits
dem bei Organisationen der Krankenpflege angestellten Fachpersonal nach Art. 51 lit. ¢ KVV auseinander.
Prézisiert werden musste das Verstédndnis (iber den in Art. 51 lit. ¢ KVV enthaltenen Passus, wonach angestelltes
Fachpersonal lber — &hnlich den selbststdndigen Pflegefachpersonen — eine filir den Tétigkeitsbereich
entsprechende Ausbildung verfliigen muss. Die Fragestellung stand dabei im besonderen Kontext der
Kostentibernahme flir Massnahmen der Untersuchungs- und Behandlungspflege.

Sachverhalt

[1] Die 1948 geborene A.A. ist bei der Arcosana AG obligatorisch krankenpflegeversichert. Seit dem Auftreten
einer Paraplegie wird sie seit Dezember 2015 zu Hause von ihrem Ehemann B.A. sowie von der Spitex
pflegerisch betreut. B.A. wurde auf 1. Januar 2017 von der X. GmbH als pflegender Angehdriger angestellt.
Nachdem die X. GmbH ein entsprechendes Ubernahmeersuchen gestellt hatte, teilte die Arcosana AG am 12.
Marz 2018 schriftlich mit, dass fur die Zeit vom 1. Januar 2017 bis 30. Juni 2018 die der Abklarung, Beratung und
Koordination sowie der Grundpflege dienenden Massnahmen vergitet wirden; Leistungen fir Massnahmen der
Untersuchung und der Behandlung lehne sie demgegenlber ab, da B.A. nicht Uber die hierflr erforderliche
Ausbildung verflige. Daran wurde mit Verfigung vom 1. Mai 2018 sowie — auf Einsprache hin — mit
Einspracheentscheid vom 7. Dezember 2018 festgehalten.

[2] Die dagegen erhobene Beschwerde wies das Verwaltungsgericht des Kantons Glarus mit Entscheid vom 7.
Februar 2019 ab.
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[3] A.A. lasst Beschwerde in 6ffentlich-rechtlichen Angelegenheiten fihren und beantragen, in Aufhebung des
angefochtenen Entscheids sei die Arcosana AG zu verpflichten, die von ihrem Ehemann in seiner Funktion als
Arbeitnehmer der X. GmbH erbrachten Massnahmen der Behandlungspflege zu verglten, eventuell sei die
Angelegenheit im Sinne der Erwagungen an die Vorinstanz zurlickzuweisen.

Erwagungen
[4] Das Bundesgericht zog unter anderem Folgendes in Erwégung:

[5] Streitig und zu prifen ist, ob die Vorinstanz Bundesrecht verletzte, indem sie die Ablehnung der Leistungspflicht
der Beschwerdegegnerin in Bezug auf die vom Ehemann der Beschwerdeflhrerin in seiner Funktion als
Angestellter der X. GmbH erbrachten pflegerischen Massnahmen der Untersuchung und der Behandlung — und
damit den Einspracheentscheid vom 7. Dezember 2018 — bestétigt hat (E. 2).

[6] Nach Art. 24 KVG ubernimmt die obligatorische Krankenpflegeversicherung (OKP) die Kosten fur die
Leistungen gemass Art. 25-31 KVG nach Massgabe der in den Art. 32-34 KVG festgelegten Voraussetzungen.
Die Leistungen umfassen die Untersuchungen und Behandlungen, die ambulant, stationdr oder in einem
Pflegeheim, sowie die Pflegeleistungen in einem Spital, die u.a. durch Personen durchgefihrt werden, die auf
Anordnung oder im Auftrag eines Arztes oder einer Arztin Leistungen erbringen (Art. 25 Abs. 2 lit. a Ziff. 3 KVG).
Laut Art. 25a Abs. 1 KVG leistet die OKP einen Beitrag an die Pflegeleistungen, welche auf Grund einer arztlichen
Anordnung und eines ausgewiesenen Pflegebedarfs ambulant, auch in Tages- oder Nachtstrukturen, oder im
Pflegeheim erbracht werden, wobei der Bundesrat die Pflegeleistungen bezeichnet und das Verfahren der
Bedarfsermittlung regelt (Art. 25a Abs. 3 KVG). Der Bundesrat setzt die Beitrdge differenziert nach dem
Pflegebedarf in Franken fest; massgebend ist der Aufwand nach Pflegebedarf fiir Pflegeleistungen, die in der
notwendigen Qualitat, effizient und kostenglinstig erbracht werden (Art. 25a Abs. 4 Satz 1 und 2 KVG) (E. 3.1).

[7] Der entsprechende Leistungsbereich wird — gestitzt auf Art. 33 lit. b KVV —in Art. 7 ff. KLV n&her umschrieben.
Gemass Art. 7 Abs. 1 KLV Gbernimmt die OKP Untersuchungen, Behandlungen und Pflegemassnahmen, die auf
Grund der Bedarfsabklarung nach Art. 7 Abs. 2 lit. a KLV und nach Art. 8 KLV auf &rztliche Anordnung hin oder im
arztlichen Auftrag erbracht werden. Gemass Art. 7 Abs. 2 KLV umfassen die Leistungen im Sinne von Abs. 1 der
Bestimmung Massnahmen der Abklarung, Beratung und Koordination (lit. a), der Untersuchung und der
Behandlung (lit. b) sowie der Grundpflege (lit. ¢). Die Beitrdge der OKP an die Leistungen fur Bedarfsabklarungen
sowie Behandlungs- und Grundpflege sind in Art. 7a Abs. 1 KLV geregelt (E. 3.2).

[8] Zur Tatigkeit zu Lasten der OKP sind u.a. Personen zugelassen, die auf Anordnung oder im Auftrag eines
Arztes oder einer Arztin Leistungen erbringen, und Organisationen, die solche Personen beschaftigen (Art. 35 Abs.
2 lit. e KVG). Als Leistungserbringer bei der Pflege zu Hause kommen gemass Art. 7 Abs. 1 lit. a und b KLV
Pflegefachfrauen und -manner sowie Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu Hause in Frage. Die
entsprechenden Zulassungsvoraussetzungen sind auf Grund der Kompetenznorm von Art. 38 KVG durch den
Bundesrat in Art. 49 KVV (Pflegefachpersonen) und in Art. 51 KVV (Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu
Hause) festgesetzt worden (E. 3.3). Im Urteil K 156/04 vom 21. Juni 2006 (in: SVR 2006 KV Nr. 37 S. 141,
bestatigt durch Urteil 9C_597/2007 vom 19. Dezember 2007 E. 3) erkannte das Eidgendssische
Versicherungsgericht (EVG), dass weder Gesetz (KVG) noch Verordnungen (KVV und KLV) definierten, welchen
fachlichen Mindestanforderungen Angestellte von Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu Hause im Sinne
von Art. 35 Abs. 2 lit. e KVG und Art. 51 KVV zu genligen hatten, damit die von ihnen erbrachten Leistungen durch
die OKP zu vergiten seien. Ebenfalls fehlten gesetzeskonforme Vorgaben auf Weisungsstufe oder im Rahmen
einer Vereinbarung mit einem Verband von Krankenversicherern. Es habe daher, so das EVG weiter,
grundsatzlich im pflichtgemassen Ermessen der Leitung des jeweiligen Spitex-Vereins und der zustandigen
Arztperson gelegen zu entscheiden, welche fachlichen und persénlichen Voraussetzungen fir die Pflege der
Versicherten zu Hause erforderlich seien, und fiir eine allenfalls notwendige Uberwachung oder Begleitung durch
das diplomierte Pflegepersonal zu sorgen. Dabei habe Spielraum bestanden insbesondere bei der Beurteilung der
Frage, ob es sich um «Grundpflege in einfachen Situationen» oder um «relativ einfache Grundpflege» im Sinne der
einschlagigen Richtlinien des Spitex Verbands Schweiz handelte, was flr die ausbildungsmassigen Anforderungen
von Bedeutung sei (Urteil K 156/04 E. 4.1 und 4.2; vgl. auch erwahntes Urteil 9C_597/2007 E. 3) (E. 3.3.1).
Prazisierend hielt das EVG gleichenorts fest, dass als pflegende Personen auch Familienangehérige in Frage
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kommen kénnten. Mit Blick auf das hier durchaus bestehende Missbrauchspotenzial sei aber zu fordern, dass in
atypischen Konstellationen, namentlich wo die Tatigkeit als Angestellte oder Angestellter der Spitex einzig in der
Pflege von Familienangehérigen bestehe, die Kriterien der Wirksamkeit, Zweckmassigkeit und Wirtschaftlichkeit
der Leistungen nach Art. 32 Abs. 1 KVG allenfalls durch den Vertrauensarzt genauer zu Uberprifen seien (vgl. Art.
57 Abs. 4 KVG). Ebenfalls konnten der OKP lediglich Kosten in Rechnung gestellt werden, welche eine Pflege zu
Hause durch aussenstehende Spitex-Angestellte verursachen wirde. Nicht verrechenbar sei, was dem
Familienangehdrigen im Rahmen der Schadenminderungspflicht und dem Ehegatten im Besonderen auf Grund
der ehelichen Beistandspflicht nach Art. 159 Abs. 3 ZGB an Pflege zugemutet werden kann (Urteil K 156/04 E. 4.2;
siehe auch obiges Urteil 9C_597/2007 E. 3 sowie 9C_702/2010 vom 21. Dezember 2010 E. 7.1 mit Hinweisen;
ferner ANDREA DomaNIG, Abgrenzung zwischen Grund- und Zusatzversicherung im Bereich der Pflegeleistungen,
2015, S. 41 f. Rz. 115 ff.;; MARTINA FiLIPPO, Sozialversicherungsrechtliche Absicherung unentgeltlich pflegender
Personen im Erwerbsalter, 2016, S. 68 f.; GEBHARD EUGSTER, Krankenversicherung, in: Soziale Sicherheit, SBVR
Bd. X1V, 3. Aufl. 2016, S. 645 Rz. 772 [nachfolgend: Krankenversicherung]). Im konkreten Fall, schloss das EVG,
erforderten die sehr speziellen Umstande (fehlende pflegerische Ausbildung, ausschliessliche Pflege der Ehefrau
als Spitex-Angestellter, Notwendigkeit standiger Prasenz, was eine hauptberufliche Tatigkeit praktisch nicht mehr
zuliess) eine entsprechend intensive Uberwachung und Betreuung durch das Fachpersonal des Spitex-Vereins,
um die Qualitdt und Zweckméssigkeit der vom Ehemann der Versicherten erbrachten Leistungen zu
gewahrleisten. Schliesslich stelle sich angesichts des sich verschlechternden Gesundheitszustands der
Versicherten auch die Frage, ob nur Massnahmen der Grundpflege nach Art. 7 Abs. 2 lit. ¢ Ziff. 1 KLV notwendig
gewesen seien und, soweit dies zutreffe, ob es sich um relativ einfache Grundpflege oder um Grundpflege in
einfachen Situationen im Sinne der Richtlinien «Mindestanforderungen an das Personal in der Grundpflege» des
Spitex Verbands Schweiz gehandelt habe. In diesem Sinne seien weitere Abklarungen durch die Vorinstanz
erforderlich (Urteil K 156/04 E. 5.2 und 5.3; ferner Urteil 9C_597/2007 E. 3) (3.3.2).

[9] Unbestrittenermassen handelt es sich bei der X. GmbH um eine im Kanton zugelassene Leistungserbringerin
im Sinne von Art. 35 Abs. 2 lit. e KVG in Verbindung mit Art. 51 KVV. Sie ist damit zur Anstellung von Angehdrigen
von Leistungsempfangern sowie zur Abrechnung von deren Grundpflegeleistungen zu Lasten der OKP berechtigt,
sofern die Voraussetzungen von Art. 32 Abs. 1 KVG erflllt sind. Erstellt ist sodann auch, dass der Ehemann der
Beschwerdefiihrerin, welcher Uber keine pflegerische Ausbildung verfligt, bei der X. GmbH als Pflegehilfsperson
angestellt ist und in dieser Funktion seine Frau betreut (E. 4.1).

[10] Streitgegenstand bildet die Frage, ob die Beschwerdegegnerin neben den vom Ehemann der
Beschwerdeflihrerin erbrachten Leistungen der Grundpflege im Sinne von Art. 7 Abs. 2 lit. ¢ Ziff. 1 KLV auch
Leistungen der Behandlungspflege geméss Art. 7 Abs. 2 lit. b KLV zu tGbernehmen hat (4.2).

[11] Nach dem hiervor Ausgeflihrten kénnen auch bei einer Spitexorganisation angestellte Familienangehérige
grundsatzlich Pflegemassnahmen in Form der Grundpflege nach Art. 7 Abs. 2 lit. ¢ Ziff. 1 KLV zu Lasten der OKP
erbringen. Voraussetzung hierflr ist keine hochstehende pflegerische Fachausbildung; ein «gewisses Anlernen»
genugt (Urteil des EVG K 156/04 vom 21. Juni 2006 E. 3.2, in: SVR 2006 KV Nr. 37 S. 141; DomaNIG, a.2.0., S. 42
Rz. 118; FiurPo, a.a.0., S. 68; EuGsTER, Krankenversicherung, a.a.0., S. 645 Rz. 772). Was demgegeniber die
Vorkehren der Untersuchungs- und Behandlungspflege gemass Art. 7 Abs. 2 lit. b KLV anbelangt, sind diese, wie
die nachstehenden Erwégungen zeigen, — mit Vorinstanz und Beschwerdegegnerin — nur vergiitungsfahig, wenn
die betreffenden Angehdrigen eine pflegerische Ausbildung besitzen (E. 5.1). Dieser Schluss ergibt sich zum einen
aus dem zuvor zitierten Urteil 9C_597/2007 vom 19. Dezember 2007. Darin waren zwar durch einen
Familienangehdrigen vorgenommene Massnahmen der Grundpflege im Sinne von Art. 7 Abs. 2 lit. ¢ Ziff. 1 KLV zu
beurteilen. In E. 5.1 enthdlt es aber auch die Aussage, dass keine Anhaltspunkte bestiinden, wonach der
Ehemann zusétzlich andere, allenfalls unter Art. 7 Abs. 2 lit. b KLV fallende Leistungen (Massnahmen der
Untersuchung und Behandlung) erbracht habe, was auf Grund der fehlenden pflegerischen Ausbildung eine
Verglitungspflicht ohne Weiteres ausschlésse. Aus diesem — infolge seiner suggerierten Augenscheinlichkeit nicht
naher erlduterten — Hinweis lasst sich ohne Weiteres folgern, dass der Krankenversicherer Leistungen in Form
von Untersuchungs- und Behandlungsmassnahmen nach Art. 7 Abs. 2 lit. b KLV, die durch bei einer
Spitexorganisation angestellte Familienangehérige ohne entsprechende berufliche Fahigkeiten erbracht werden,
nicht zu entschadigen hat (E. 5.1.1). Zum gleichen Ergebnis flihrt auch das folgende Argument: Organisationen der
Krankenpflege und Hilfe zu Hause missen zwar nicht Gber Fachpersonal verfligen, das — wie selbststandig tatige
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Pflegefachpersonen — die in Art. 49 KVV genannten ausbildungsméassigen Voraussetzungen erftllt (Diplom einer
Schule fiir Gesundheits- und Krankenpflege, das von einer von den Kantonen gemeinsam bezeichneten Stelle
anerkannt oder als gleichwertig anerkannt worden ist, oder ein nach dem Bundesgesetz vom 13. Dezember 2002
Uber die Berufshildung [SR 412.10] anerkanntes Diplom [lit. a]; zweijéhrige praktische Tatigkeit bei einer
Pflegefachperson, die nach KVV zugelassen ist, oder in einem Spital oder einer Organisation der Krankenpflege
und Hilfe zu Hause unter der Leitung einer Pflegefachperson, welche die Zulassungsvoraussetzung der KVV erfllt
[lit. b]). Gemass Art. 51 lit. ¢ KVV hat dieses aber ebenfalls «eine dem Tétigkeitsbereich entsprechende
Ausbildung» vorzuweisen. Jedenfalls fir den Bereich der anspruchsvolleren Behandlungspflege ist somit auch
beim angestellten Fachpersonal eine den selbststandig tatigen Pflegefachpersonen vergleichbare Grundausbildung
als erforderlich zu betrachten, lasst sich doch kein sachlicher Grund anflihren, weshalb bei angestellten
Medizinalpersonen fir diese Art der pflegerischen Massnahmen eine weniger fundierte fachliche Ausbildung
genlgen sollte als bei selbststandig Tatigen (so auch EuGSTER, Krankenversicherung, a.a.0., S. 645 Rz. 772) (E.
5.1.2). Fur diese Betrachtungsweise spricht tberdies die Tatsache, dass der Verordnungsgeber in Art. 7a Abs. 1
KLV fiur Leistungen nach Art. 7 Abs. 2 lit. b KLV héhere Beitrédge an die Kosten vorgesehen hat als fiir Leistungen
nach Art. 7 Abs. 2 lit. ¢ KLV. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass Massnahmen der Untersuchung
und der Behandlung, die auf die Behebung des Gesundheitsschadens gerichtet sind und einen eigentlichen
Behandlungszweck erflillen, nur durch Personen mit entsprechender fachlicher Qualifikation ausgeflihrt werden
durfen. Anders zu entscheiden hiesse, versierte Pflegefachpersonen und medizinische Laien in Bezug auf diesen
héhere Anforderungen stellenden Pflegebereich abgeltungsmaéssig gleichzusetzen. Ferner bestiinden, kénnten
fachlich nicht ausgebildete Angehdérige von Leistungsempféngern Verrichtungen im Rahmen von Art. 7 Abs. 2 lit. b
KLV (ber einen zugelassenen Leistungserbringer zu Lasten der OKP abrechnen, zum einen ein erhebliches
Missbrauchspotenzial und zum andern ein erhéhtes Risiko flir Gesundheitsschadigungen (E. 5.1.3). Aus den
vorstehend genannten Griinden wird das Erfordernis der Pflegeausbildung fiir die Erbringung von Massnahmen
nach Art. 7 Abs. 2 lit. b KLV schliesslich auch in der Lehre bejaht (vgl. u.a. DomaniG, a.2.0., S. 42 Rz. 118;
EuGsTER, Krankenversicherung, a.a.0., S. 645 Rz. 772) (E. 5.1.4).

[12] Zusammenfassend ist erstellt, dass der Ehemann der Beschwerdeflhrerin Uber keine pflegerische Ausbildung
verfugt. Nach dem Dargelegten kénnen folglich zwar Massnahmen der Grundpflege im Sinne von Art. 7 Abs. 2 lit.
¢ Ziff. 1 KLV, nicht aber Leistungen im Rahmen von Art. 7 Abs. 2 lit. b KLV (Untersuchung und Behandlung) von
der Beschwerdegegnerin Ubernommen werden. Daran andert mit dem kantonalen Gericht nichts, dass die durch
den Ehemann geleistete Pflege hauséarztlicherseits als qualitativ einwandfrei beschrieben und sie sowohl durch die
Spitexorganisationen und X. GmbH als auch durch den Hausarzt Uberwacht wird. Anders als im Fall von
Grundpflegeleistungen lasst sich daraus kein Anspruch auf Kosteniibernahme fir Verrichtungen im Bereich der
Untersuchung und der Behandlung nach Art. 7 Abs. 2 lit. b KLV ableiten. Es hat damit beim vorinstanzlichen
Entscheid sein Bewenden (E. 5.3).

Kommentar

[13] Mit dem vorliegenden — zur Publikation vorgesehenen — Entscheid musste das Bundesgericht die
Fragestellung Uber eine allfallige Vergitungsmdglichkeit durch die obligatorische Krankenpflegeversicherung
zugunsten von Leistungen von «nicht-qualifiziertem» Pflegepersonal bzw. bei Organisationen der Krankenpflege
angestelltem Fachpersonal klaren. Es legte dazu das anwendbare Normengeflecht — bestehend aus
Bestimmungen des KVG, der KVV sowie der KLV — dar und prazisierte unter diesem Aspekt die Anforderungen an
eine «entsprechende Ausbildung» flir Fachpersonal von Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu Hause im
Zusammenhang mit Untersuchungs- und Behandlungsleistungen nach Art. 7 Abs. 2 lit. b KLV. Fraglich war mit
anderen Worten, welche Voraussetzungen das bei Organisationen der Krankenpflege angestellte Fachpersonal
hinsichtlich seiner eigenen Ausbildung zu erflllen hat, um von der Leistungsvergltung durch die obligatorische
Krankenpflegeversicherung (OKP) erfasst werden zu kénnen.

[14] Gemaéss Art. 35 Abs. Abs. 1 und Abs. 2 lit. e KVG werden Leistungserbringer zur Tatigkeit zu Lasten der OKP
nur dann zugelassen, wenn die Voraussetzungen nach den Artikeln 36—40 KVG erflillt sind. Dabei gelten unter
anderem als Leistungserbringer diejenigen Personen, die auf Anordnung oder im Auftrag eines Arztes oder einer
Arztin Leistungen erbringen, und Organisationen, die solche Personen beschéftigen. Mit Art. 38 KVG wird die
Festlegung der entsprechenden Zulassungskriterien an den Bundesrat Gbertragen.
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[15] Nach Art. 49 KVV haben (selbststéndige) Pflegefachfrauen und Pflegefachméanner demnach nachzuweisen,
im Besitze eines Diploms einer Schule fiir Gesundheits- und Krankenpflege, das von einer von den Kantonen
gemeinsam bezeichneten Stelle anerkannt oder als gleichwertig anerkannt worden ist, zu sein, oder ein nach dem
Bundesgesetz vom 13. Dezember 2002 tber die Berufsbildung anerkanntes Diplom zu besitzen (lit. a) und eine
zweijahrige praktische Tatigkeit bei einer Pflegefachfrau oder einem Pflegefachmann, die oder der nach dieser
Verordnung zugelassen ist, oder in einem Spital oder einer Organisation der Krankenpflege und Hilfe zu Hause
unter der Leitung einer Pflegefachfrau oder eines Pflegefachmanns, die oder der die Zulassungsvoraussetzungen
dieser Verordnung erfillt, absolviert zu haben (lit. b).

[16] Wie das Bundesgericht im vorliegenden Urteil richtigerweise festhalt, gelten die oberhalb erw&hnten
Anforderungen an selbststandiges Pflegefachpersonal nicht auch automatisch und umfassend analog fur das in
Art. 51 lit. ¢ KVV erwahnte Fachpersonal, welches seinerseits bei einer zugelassenen Organisation der
Krankenpflege und fur die Hilfe zu Hause angestellt ist. Fraglich ist aufgrund dessen allerdings, wie der in Art. 51 lit.
¢ KVV bestehende Passus «dem Tétigkeitsbereich entsprechende Ausbildung» grundséatzlich und mit
spezifischem Bezug zu den Leistungen nach Art. 7 Abs. 2 lit. b KLV zu verstehen ist.

[17] Das Bundesgericht kam in seiner Erwégung 5.1 nun zum Schluss, dass Leistungen fiir die Untersuchungs-
und Behandlungspflege nicht alleinig basierend darauf vergitungsfahig seien, dass eine Person bei einer
anerkannten Organisation der Krankenpflege angestellt wird. Vielmehr seien dartiber hinaus (wie im Ubrigen bei
selbststédndigem Pflegefachpersonal) gewisse Zusatzerfordernisse notwendig. Es verweist dazu eingangs auf ein
Obiter Dictum in seinem Urteil 9C_597/2007 vom 19. Dezember 2007, in welchem die betreffende
Schlussfolgerung bereits in der Vergangenheit — allerdings in unbegriindeter Form — erwahnt wurde. Diesen
Begrindungsmangel beseitigt das Bundesgericht mit dem vorliegenden Urteil und halt — nach hier vertretener
Ansicht — stringent im Wesentlichen (kontextbezogen) die nachfolgenden Grundsétze fest:

® Fachpersonal im Sinne von Art. 51 lit. ¢ KVV ist von selbststéandigem Pflegefachpersonal geméass Art. 49
KVV zu unterscheiden und hat entsprechend eigensténdige fachliche Voraussetzungen zu erfillen; die in
Art. 49 lit. a und b KVV genannten Anforderungen kénnen daher nicht (unbesehen) auf Fachpersonal nach
Art. 51 KVV Ubertragen werden;

® Fachpersonal nach Art. 51 lit. ¢ KVV muss stets Uber eine dem (jeweiligen) Tatigkeitsbereich entsprechende
Ausbildung verfigen; und

® Fir den Bereich der Leistungen der Untersuchungs- und Behandlungspflege muss bei Organisationen der
Krankenpflege und Hilfe zu Hause angestelltes Fachpersonal eine vergleichbare Grundausbildung
vorweisen kénnen, wie dies fiir das selbststandige Pflegefachpersonal nach Art. 49 KVV gefordert wird.

[18] Diese vom Bundesgericht nun gedusserte Auffassung erscheint konsequent. So ist denn auch zu erwéahnen,
dass Art. 7a KLV, welcher die entgeltlichen Stundenansétze fir die Leistungen nach Art. 7 KLV festlegt, in der
aktuell geltenden Fassung gerade nicht zwischen qualifiziertem selbststandigem oder unselbststandigen
Pflegefachpersonal und bei anerkannten Pflegeorganisationen angestelltem, unqualifiziertem Pflegepersonal
unterscheidet.  Eine  undifferenzierte  Ubertragung der  Vergiitungsansatze wirde jedoch den
Ausbildungshintergrund einer Pflegeperson in stossender Weise ausser Acht lassen, was kaum im Sinne des
Verordnungsgebers gewesen sein dirfte und im Ubrigen auch den Interessen der Pflegebediirftigen nicht
zutréglich wére.

[19] Im Ergebnis ist dem Bundesgericht daher beizupflichten und es gilt eine Vergltungsibernahme durch die
OKP fir durch unqualifiziertes, angestelltes Pflegepersonal (nach Art. 51 lit. ¢ KVV) erbrachte Leistungen im
Rahmen der Untersuchungs- und Behandlungspflege abzulehnen. Fraglich bleibt jedoch auch nach dem hier
prasentierten Urteil, welche fachlichen Anforderungen im Rahmen des Vergleichbarkeitskriteriums nach Art. 51 lit.
¢ KVV effektiv als gleichwertig angesehen werden durfen.

Dr. iur. DaNIEL DONAUER ist Rechtsanwalt bei Walder Wyss am Standort Zrich.


https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=19.12.2007_9C_597-2007

Zitiervorschlag: Daniel Donauer, Kostenlbernahme  fir
Behandlungspflege, in: dRSK, publiziert am 4. Juni 2019

Massnahmen der Untersuchungs- und

ISSN 1663-9995. Editions Weblaw

2 pr o g
EDITIONS WEBLAW : o~ | /' /

Weblaw AG | Cybersquare | Laupenstrasse 1 | 3008 Bern

T +41 31380 57 77 | F +41 31 380 57 78 | info@weblaw.ch (www.weblaw.ch)



mailto:info@weblaw.ch

	Sachverhalt
	Erwägungen
	Kommentar

